
Dem vom Oberlandesgericht
München (OLG München) zu
beurteilenden Fall lag die ope-

rative Behandlung einer Leistenhernie
zugrunde. Die minderjährige Klägerin
begehrte, vertreten durch ihre Eltern, 
im Ergebnis erfolglos Schmerzensgeld
sowie eine monatliche Geldrente vom
belegärztlich tätigen Chirurgen und
vom verantwortlichen Anästhesisten.
Infolge eines Narkosezwischenfalls
hatte die Klägerin schwere zentralmo-
torische Störungen erlitten sowie Koor-
dinations- und Artikulationsstörungen
davongetragen. Vonseiten der Klägerin
wurden Aufklärungsversäumnisse und
Behandlungsfehler im Hinblick auf die
chirurgische und die anästhesistische
Betreuung geltend gemacht. Das OLG
München bestätigte das erstinstanzlich
klageabweisende Urteil,1 ließ aber die
Revision zu, sodass das letzte Wort
möglicherweise noch nicht gesprochen
ist.
Für das Aufklärungsgeschehen waren
die folgenden tatsächlichen Umstände
maßgeblich: Am 27.11.2000 hatte der
Chirurg bei der Klägerin eine rechts-
seitige Leistenhernie festgestellt. Er
führte daraufhin mit der Mutter der
Klägerin ein persönliches Aufklärungs-
gespräch. Der Vater der Klägerin be-

fand sich derweil im Wartezimmer, 
wo er ein Aufklärungsformular zu der
avisierten Behandlung ausfüllte und
unterzeichnete. Zu einem späteren
Zeitpunkt unterzeichnete dann ver-
mutlich auch die Mutter der Klägerin
dieses Formular, welches in der Folge
verloren ging. 
Der Anästhesist führte sodann am
29.11.2000 ein etwa 15-minütiges Te-
lefonat mit dem Vater der Klägerin, des-
sen Verlauf er auf einem weiteren Auf-
klärungsformular protokollierte. Der
Eingriff selbst erfolgte am 1.12.2000.
Am Operationstag fragte der Anästhe-
sist nochmals bei beiden Eltern nach, ob
diese weitere Fragen zur bevorstehen-
den Behandlung hätten, was diese ver-
neinten. Danach unterzeichneten beide
Eltern das von Anästhesisten beim Te-
lefonat verwendete Aufklärungsfor-
mular. Der entscheidende Senat des
OLG München ging nach Anhörung des
Vaters der Klägerin und des Anästhesis-
ten davon aus, dass die in dem Aufklä-
rungsformular erwähnten Risiken tat-
sächlich mit den Eltern erörtert worden
seien. Aus rechtlicher Sicht waren für
das Aufklärungsgeschehen vor allem
drei Aspekte entscheidend:
1. Wer ist bei der Behandlung Minder-

jähriger „Adressat der Aufklärung“?

2. Ist die Aufklärung jeweils „inhaltlich
ausreichend“ gewesen?

3. Ist die Aufklärung jeweils „rechtzei-
tig“ und „in der richtigen Art und
Weise“ erfolgt?

Wer ist Aufklärungsadressat?
Bei Minderjährigen sind grundsätzlich
die Sorgeberechtigten Adressaten der
Aufklärung, in der Regel also deren El-
tern. Besonderheiten ergeben sich ab-
weichend vom hier besprochenen Fall,
wenn der zu behandelnde Minderjäh-
rige bereits selbst über die erforderliche
Einsichtsfähigkeit im Hinblick auf das
Ausmaß und die Bedeutung eines rela-
tiv indizierten Eingriffes verfügt. In ei-
nem solchen Fall ist auch der Minder-
jährige selbst Adressat der Aufklärung,
und es kommt dem Minderjährigen 
ggf. ein eigenes  Vetorecht zu.2 Ob die 
Aufklärung an beide Sorgeberechtigte
zu richten ist, oder ob es genügt, wenn 
nur einer von beiden entsprechend 
informiert wird, richtet sich nach 
der Schwere des Eingriffes. Handelt es
sich um Routine- oder einfache Ein-
griffe, genügt es, wenn lediglich ein El-
ternteil aufgeklärt wird. Vorliegend kam
das sachverständig beratene Gericht zu
dem Schluss, dass es sich bei der hier
vorgenommenen Operation um einen
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Neben dem oft exzessiven Gebrauch standardisierter Pa-
tientenaufklärungsbögen wirft auch die telefonische Auf-
klärung des Patienten unter dem Aspekt der Haftungsver-
meidung weiterhin viele offene Fragen auf. Eine aktuelle
Entscheidung des OLG München bestätigt die Zulässigkeit
der Aufklärung mittels Telefonhörer, macht aber zugleich
auf deren besondere Fehleranfälligkeit aufmerksam, der
sich auch der „telefonierende Zahnarzt“ bewusst sein sollte.
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einfachen Eingriff gehandelt habe. Da-
her war es formell ausreichend gewe-
sen, dass der Chirurg die Mutter und 
der Anästhesist zunächst nur den Vater
aufgeklärt hatte.

Wann ist die Aufklärung „inhaltlich
ausreichend“?
Prinzipiell hat sich die Aufklärung auf
bestehende, sog. echte Behandlungsal-
ternativen,3 deren Risiken und Erfolgs-
aussichten sowie auf den Behandlungs-
inhalt („Verlaufsaufklärung“) „im Gro-
ßen und Ganzen“4 zu erstrecken. Eine
Aufklärung über Behandlungsalterna-
tiven ist dabei nur erforderlich, wenn
diese wesentlich unterschiedliche Ri-
siken und Erfolgschancen bieten bzw.
zu jeweils unterschiedlichen Belastun-
gen des Patienten führen.5 Nach der
sachverständigen Einschätzung, der
das Gericht vorliegend folgte, hatten
für die Klägerin insoweit keine Alter-
nativen zu dem Eingriff bestanden. Die
Operations- und Anästhesierisiken wa-
ren in den verwendeten Aufklärungs-
bögen, die den Aufklärungsgesprächen
zugrunde gelegt worden waren, um-
fassend benannt gewesen.

Die „richtige Art und Weise“ 
der Aufklärung
Die bedeutsamsten Feststellungen ent-
hält das Urteil zur „richtigen Art und

Weise“ der  Aufklärung, die es vorlie-
gend – auch im Hinblick auf das 
telefonische Aufklärungsgeschehen –
rechtlich nicht beanstandete. Aner-
kannt ist dabei, dass grundsätzlich 
jeder Arzt über die von ihm beabsich-
tigte Behandlung aufzuklären hat, so-
dass für jede an der Behandlung betei-
ligte Fachrichtung eine separate Auf-
klärung durch einen Arzt dieser Fach-
richtung zu erfolgen hat.6

Auf Grundlage der insoweit gefestigten
höchstrichterlichen Rechtsprechung
war es vorliegend auch unerheblich,
dass das chirurgische Aufklärungs-
formular zwischenzeitlich verloren ge-
gangen war. Die Existenz eines vom 
Patienten unterzeichneten Aufklä-
rungsbogens indiziert nicht dessen ord-
nungsgemäße Aufklärung;7 umgekehrt
kann der Beweis über ein erfolgtes
Aufklärungsgespräch auch ungeachtet
des Nichtvorliegens eines Aufklärungs-
bogens auf andere Weise erbracht wer-
den. Da zwischen den Parteien unstrei-
tig war, dass der Chirurg ein persönli-
ches Aufklärungsgespräch mit der Mut-
ter der Klägerin geführt hatte, konnte
von diesem in einem zweiten Schritt
schlüssig dargelegt werden, dass die-
sem Gespräch ein bestimmtes Muster-
formular zugrunde gelegen hatte, und
dass der von Behandlerseite angege-
bene Inhalt tatsächlich erörtert worden

war.8 Die chirurgische Aufklärung er-
folgte auch mehrere Tage vor dem 
Eingriff, sodass sich die Frage einer 
zu kurzfristigen Aufklärung hier nicht
stellte. Die Frage der „Rechtzeitigkeit“
des Aufklärungsgesprächs hätte sich
aber im Hinblick auf die anästhesio-
logische Aufklärung stellen können,
wenn die telefonische Aufklärung vom
29.11.2000 nicht als ordnungsgemäße
Aufklärung anerkannt worden wäre.
Hierfür hätte immerhin sprechen kön-
nen, dass der Anästhesist den ihm bis 
dahin nur aus dem Telefongespräch be-
kannten Eltern der Klägerin erstmals am
Operationstag selbst persönlich begeg-
net war. In der Rechtsprechung wird
eine „Aufklärung am Operationstag“,
wenn es sich nicht um ambulante Rou-
tineeingriffe handelt, weithin als un-
wirksam angesehen, da der Patient dann
in seiner Entscheidung nicht mehr frei sei;
für ihn könnte der Eindruck entstehen,
dass er sich nicht mehr aus einem be-
reits in Gang gesetzten Geschehensab-
lauf lösen könne.9 Das OLG München
hielt die hier erfolgte telefonische Auf-
klärung jedoch im Ergebnis für ausrei-
chend. Der Bundesgerichtshof verlange
für die Aufklärung ein vertrauensvolles
Gespräch zwischen Arzt und Patient, wo-
bei es auf die Verwendung von Aufklä-
rungsblättern gerade nicht ankomme.
Der Arzt solle sich individuell davon
überzeugen, dass der Patient die Hin-
weise des Arztes verstanden habe und
dem Patienten die Möglichkeit zu wei-
teren Fragen offenstehe.10 Diesen Belan-
gen kann nach Ansicht des OLG Mün-
chen nicht nur in einem persönlichen
Vier-Augen-Gespräch Rechnung ge-
tragen werden; auch in einem Telefo-
nat könne sich der Arzt davon überzeu-
gen, dass der Patient die wesentlichen
Punkte verstanden habe. Auch könne
dem Patienten im Telefonat die Mög-
lichkeit der gezielten Nachfrage gege-
ben werden. Hierbei verwies das Gericht
vorliegend u.a. auf den Umstand, dass
das Telefonat 15 Minuten gedauert und
also der erforderliche „Tiefgang“ be-
standen habe. Allerdings macht das
OLG München gegenüber der telefo-
nischen Aufklärung zugleich eine Reihe
von praktisch bedeutsamen Einschrän-
kungen. So sollen etwa die „hohe  Kom-
plexität“ eines Eingriffes, sein besonde-
res „Risikoprofil“ oder seine „Tragweite“
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eine telefonische Aufklärung im Ein-
zelfall  unzureichend erscheinen lassen
können.

Die telefonische Patientenaufklärung
ist also eine juristische Gratwanderung:
Das OLG München erkennt telefoni-
sche Aufklärungsgespräche an, ge-
währt dem Arzt aber insoweit keinen
„haftungsrechtlichen Rabatt“.

Fazit: 
Telefonische Aufklärung ja, aber …
Die Aufklärung des Patienten ist an
keine bestimmte Form gebunden. Der
Zahnarzt darf  über die Risiken, den Ver-
lauf und Alternativen zu einer avisier-
ten (Routine-)Behandlung sowie zu 
deren Kosten12 auch telefonisch aufklä-
ren, soweit dem Patienten im Anschluss
an das Telefonat die Möglichkeit wei-
terer Nachfragen verbleibt. Das tele-
fonische Aufklärungsgespräch muss
den Anforderungen an ein vertrauens-
vollen Arzt-Patienten-Gesprächs ge-
nügen, wofür gerade auch dessen Länge
ein wichtiges Indiz darstellt; das Ge-
spräch sollte zeitlich großzügig bemes-
sen sein, nicht unterbrochen werden
und darf nicht zwischen „Tür und Angel“
stattfinden. Besondere Vorsicht ist an-
zuraten bei aufwendigeren Behandlun-
gen, bei denen das Telefonat lediglich
als Auftakt zu einem persönlichen Auf-

klärungsgespräch dienen sollte (z.B. bei
kieferchirurgischen Eingriffen). In Fäl-
len der Einbeziehung eines Anästhesis-

ten ist zu beachten, dass einbezogene
Dritte für ihre jeweilige fachspezifische
Aufklärung selbst verantwortlich sind.
Im Übrigen bleibt es auch bei telefoni-
scher Aufklärung bei dem Grundsatz,
dass die Behandlerseite die Ordnungs-
gemäßheit der Aufklärung zu beweisen
hat (ungenügend ist der Vermerk „Tele-
fonat mit Patient“ oder gar die bloße
Notierung einer Gebührenordnungs-
ziffer) und dass eine auf unzureichen-
dem Wissen beruhende Einwilligung
des Patienten in eine Behandlung von
vornherein unwirksam ist. 

Eine Literaturliste kann unter E-Mail:
zwp-redaktion@oemus-media.de an-
gefordert werden.
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„Aufklärungsfallen“ am Telefon

Hintergrund: Der Patient muss die Risiken eines
Eingriffs nebst etwaiger Alternativen sowie den 
geplanten Ablauf einer Behandlung zur Kenntnis
genommen, alles verstanden, keine weiteren Fra-
gen und in die Behandlung eingewilligt haben.

Hintergrund: Komplexität, Risikoprofil und Trag-
weite des Eingriffes können die telefonische Auf-
klärung als unzureichend erscheinen lassen.

Hintergrund: Das Aufklärungs- und Einwilli-
gungsgeschehen sollte vom Arzt im eigenen In-
teresse umfassend dokumentiert werden (ein-
schließlich: Einschätzung der Behandlung als
„Routineeingriff“, Dauer des Telefonats, Art und 
Anzahl der gestellten Fragen, zeitlicher Abstand
zum Eingriff).

Verkennen von Stimmung und Verständnisvermö-
gen des Patienten in Anbetracht der fernmünd-
lichen Gesprächssituation11 (mangelhafte, zu kurze
oder zu komplizierte Aufklärung, ungenügende
Möglichkeit zur Nachfrage – auch im Anschluss –,
unruhige Gesprächssituation, verängstigter Pati-
ent)

Keine Eignung des Eingriffes für telefonische Auf-
klärung wegen hoher Eingriffskomplexität 

Ungenügende Beweissicherung durch den auf-
klärenden Arzt


